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Drucksache V/1954 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 29. Juni 1967 

II/l — 68070 — 5785/67 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 


eine Verordnung des Rats zur Festlegung der Sonder- 
bestimmungen für Waren, die unter die Verordnung 
Nr. 160/66/EWG fallen und zwischen den Mitgliedstaaten 
und Griechenland gehandelt werden. 


Dieser Vorschlag ist dem Generalsekretär der Räte am 8. Juni 
1967 übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit einer alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat kann gerechnet werden. 

Eine Begründung war dem Kommissionsvorschlag nicht bei- 
gefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrucfcerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr, Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag für eine Verordnung des Rats 
zur Festlegung der Sonderbestimmungen für Waren, die unter 
die Verordnung Nr. 160/66/EWG fallen und zwischen den Mit- 
gliedstaaten und Griechenland gehandelt werden 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 160/66/EWG des 
Rates vom 27. Oktober 1966 über die Einführung 
einer Handelsregelung für bestimmte landwirtschaft- 
liche Verarbeitungserzeugnisse, insbesondere auf 
Artikel 17 a), 

auf Vorschlag der Kommission und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Das Protokoll Nr. 6 über die von den Mitglied- 
staaten der Gemeinschaft im Handel mit Griechen- 
land anzuwendende Sonderregelung, das dem Ab- 
kommen zur Gründung einer Assoziation zwischen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und Grie- 
chenland als Anlage beigefügt ist, bestimmt in Ab- 
satz 1 a), daß sich die Mitgliedstaaten hinsichtlich 
der nicht in der Liste im Anhang II zum Assoziie- 
rungsabkommen aufgeführten Waren verpflichten, 
auf die aus Griechenland eingeführten Erzeugnisse 
abweichend von Artikel 14 des Abkommens die 
Zollsätze und Abgaben gleicher Wirkung anzuwen- 
den, die sie bei Inkrafttreten des Abkommens un- 
tereinander anwenden, sowie die aufeinanderfol- 
genden Zollsenkungen, die sie auf Grund der Ar- 
tikel 13, 14 und 17 des Vertrages zur Gründung der 
Gemeinschaft vornehmen, auf Griechenland auszu- 
dehnen. 

Auf Grund der mit Verordnung Nr. 160/66/EWG 
eingeführten Regelung wird bei der Einfuhr von un- 
ter die Verordnung fallenden Waren aus anderen 
Mitgliedstaaten und dritten Ländern in die ein- 
zelnen Migliedstaaten anstelle der vom einführen- 
den Mitgliedstaat erhobenen Zölle eine Abgabe 
erhoben. Diese Abgabe setzt sich aus folgenden 
Teilbeträgen zusammen: einem festen, nach Maß- 
gabe von Artikel 4 und 11 der Verordnung festge- 
legten Teilbetrag zum Schutz der diese Waren her- 
stellenden Industrie sowie ferner aus einem beweg- 
lichen Teilbetrag, der für jeden einzelnen Mitglied- 
staat nach Maßgabe von Artikel 5 und 12 der Ver- 
ordnung festgesetzt wird. Mit diesem Teilbetrag 
sollen bei den nach Artikel 2 Absatz 4 bestimmten 
Mengen von Grunderzeugnissen die Auswirkungen 
des Unterschieds zwischen den Preisen dieser Er- 
zeugnisse im einführenden Mitgliedstaat und den 
Preisen bei der Einfuhr aus anderen Mitgliedstäaten 


oder aus dritten Ländern ausgeglichen werden, wenn 
die Gesamtkosten der genannten Mengen von 
Grunderzeugnissen im einführenden Mitgliedstaat 
höher sind. 

Gemäß dem vorgenannten Protokoll Nr. 6 muß 
der feste Teilbetrag, der auf aus Griechenland in 
die Mitgliedstaaten eingeführte Waren angewendet 
wird, dem Teilbetrag entsprechend, den die Mit- 
gliedstaaten im Handel untereinander anwenden. 

In Anwendung des Protokolls Nr. 12 über die 
Artikel 12 und 37 des Assoziierungsabkommiens, das 
dem Abkommen zur Gründung einer Assoziation 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und Griechenland als Anlage beigefügt ist, gelten 
die im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik vor- 
gesehenen Abschöpfungen nicht als Angaben mit 
gleicher Wirkung wie Zölle im Sinne der Artikel 13 
und 37 des Assoziierungsabkommens. Demnach un- 
terliegen die aus Griechenland in die Mitgliedstaa- 
ten eingeführten Agrarerzeugnisse mit Ausnahme 
der Waren des Anhangs III des Abkommens den 
Abschöpfungen, die auf die gleichen, aus dritten 
Ländern eingeführten Waren Anwendung finden. 

Der bewegliche Teilbetrag spielt bei den land- 
wirtschaftlichen Verarbeitungserzeugnissen die glei- 
che wirtschaftliche Rolle wie die Abschöpfungen bei 
den nicht verarbeiteten landwirtschaftlichen Grund- 
erzeugnissen. Wegen dieser Ähnlichkeit zwischen 
den Abschöpfungen und dem beweglichen Teilbe- 
trag wird bei der Festlegung des letzteren von den 
gleichen Grundlagen wie bei den Abschöpfungen 
ausgegangen, um mögliche Verkehrsverlagerungen 
infolge einer unterschiedlichen Festlegungsart zu 
vermeiden. Es wäre daher gerechtfertigt, für die be- 
treffenden aus Griechenland in die Mitgliedstaaten 
eingeführten Waren den beweglichen Teilbetrag an- 
zuwenden, der bei der Einfuhr der gleichen Waren 
aus dritten Ländern angewendet wird, 

Griechenland erhebt jedoch gemäß Artikel 8 des 
Assoziierungsabkommens eine Ausgleichsabgabe 
bei der Ausfuhr von Waren in die Mitgliedstaaten, 
die in Griechenland unter Verwendung von land- 
wirtschaftlichen Grunderzeugnissen hergestellt wur- 
den, welche sich weder in den Mitgliedstaaten noch 
in Griechenland im freien Verkehr befanden. 

Soll auf die genannten, aus Griechenland in die 
Mitgliedstaaten emgeführten Waren der bewegliche 
Teilbetrag angewendet werden, der für die gleichen 
aus dritten Ländern eingeführten Waren gilt, so 
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müßte die besagte Ausgleichsabgabe entfallen. An- 
dererseits müssen die Mitgliedstaaten und Griechen- 
land gemeinsam die Möglichkeiten für die Einfüh- 
rung einer Regelung prüfen, die den tatsächlichen 
Bedingungen, unter denen sich die im Wettbewerb 
stehenden Verarbeitungsindustrien mit landwirt- 
schaftlichen Grunderzeugnissen versorgen, Rech- 
nung trägt. Unter diesen Umständen dürfte es un- 
beschadet der Bestimmungen, die in der Zwischen- 
zeit — vor allem anläßlich der Harmonisierung der 
Agrarpolitik der Gemeinschaft und Griechenlands 
— erlassen werden könnten, möglich sein, bis zum 
30. Juni 1968 die Erhebung des beweglichen Teilbe- 
trages auf aus Griechenland in die Gemeinschaft 
eingeführte Waren auszusetzen, wobei jedoch der 
Vorbehalt zu machen ist, daß gegebenenfalls ge- 
eignete Maßnahmen getroffen werden können, wenn 
in diesem Bereich Verkehrsverlagerungen oder wirt- 
schaftliche Schwierigkeiten auf dem Hoheitsgebiet 
eines oder mehrerer Mitgliedstaaten auftreten soll- 
ten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN; 

Artikel 1 

Die Abgabe bei der Einfuhr in einen Mitglied- 
staat von aus Griechenland stammenden Waren, die 
unter die Verordnung Nr. 160/66/EWG des Rates 
fallen und den Bedingungen von Artikel 7 und 8 
des Abkommens zur Gründung einer Assoziation 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


und Griechenland entsprechen, setzt sich aus folgen- 
den Teilbeträgen zusammen; 

a) dem festen Teilbetrag, den dieser Mitgliedstaat 
bei der Einfuhr von Waren aus den übrigen Mit- 
gliedstaaten anwendet und 

b) dem beweglichen Teilbetrag, der gemäß Ar- 
tikel 12 dieser Verordnung festgelegt wird. 

Artikel 2 

Die Erhebung des in Artikel 1 b) genannten be- 
weglichen Teilbetrages wird bis zum 30. Juni 1968 
ausgesetzt. 

Artikel 3 

Treten infolge der Anwendung der vorstehenden 
Artikel Verkehrsverlagerungen oder wirtschaftliche 
Schwierigkeiten zum Schaden eines oder mehrerer 
Mitgliedstaaten auf, so beschließt der Rat mit quali- 
fizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission 
entsprechende Maßnahmen. 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, den 


Für den Rat 
Der Präsident 
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